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Novellierung des Landeswassergesetzes NRW

Stand 19.12.2002

	LWG - 

bisherige Fassung;

neu, Ergänzungen
	Vorschlag der Naturschutzverbände

(unterstrichen)
	Anmerkungen

	§ 2

(1) Ziel der Wasserwirtschaft ist es, ....dem Nutzen Einzelner dienen, vermeidbare ihrer ökologischen Funktionen.....
	(1) Ziele der Wasserwirtschaft ist es, ....dem Nutzen Einzelner dienen, vermeidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktionen.....
	Redaktionelle Ergänzung

	§ 11

(1) Hat ein Gewässer zweiter Ordnung..... , ist der frühere Zustand ..... wiederherzustellen, wenn es das Wohl der Allgemeinheit erfordert.......
	(1) Hat ein Gewässer zweiter Ordnung..... , ist der frühere Zustand ..... wiederherzustellen, wenn es das Wohl der Allgemeinheit erfordert und die Bewirtschaftungsziele der §§ 25a bis 25d des Wasserhaushaltsgesetzes nicht entgegenstehen. .......


	

	§ 20

(5) Die Maßnahmenprogramme ... zu aktualisieren.
	(5) Die Maßnahmenprogramme ... zu aktualisieren. Die Bewirtschaftungspläne oder deren Teilbereiche, die sich in Nordrhein – Westfalen befinden, sowie die entsprechenden Maßnahmenprogramme werden vom Ministerium für Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz im Ministerialblatt NW veröffentlicht.


	Vorschlag entsprechend LAWA – Musterentwurf zu §§1b, 36 und 36b WHG

	§ 21

(2) Ein Überblick über die für das Einzugsgebiet festgestellten wichtigen Wasserbewirtschaftungsfragen wird spätestens ....., veröffentlicht.
	(2) Ein fortzuschreibender Überblick über die für das Einzugsgebiet festgestellten wichtigen Wasserbewirtschaftungsfragen wird spätestens ....., veröffentlicht.
	Eine Änderung/ Ergänzung des Katalogs der Bewirtschaftungsfragen im Anschluss an die durchzuführende Öffentlichkeitsbeteiligung sollte möglich sein.

	§ 21

(4) Innerhalb von sechs Monaten ...... kann ..... Stellung genommen werden.
	(4) Innerhalb von sechs Monaten ...... kann ..... Stellung genommen werden. Die fristgemäß vorgebrachten Anregungen sind zu prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen. Bei der Vorlage der Vorhaben nach den Absätzen 1 bis 3 sind die nicht berücksichtigten Anregungen mit einer Stellungnahme der zuständigen Behörde beizufügen.
	Es wird angeregt, die Stellungnahmen wie im Bauleitplanungsverfahren, § 3 Abs. 2 S. 4 ff BauGB zu behandeln, um eine Öffentlichkeitsbeteiligung zu erreichen, die über Zielsetzung der Information und Sensibilisierung hinausgeht hin zu einer aktiven Rolle in der Verfahrensgestaltung; vgl. dazu NRW-Leitfaden, Teil 4 Themenbezogene Arbeitspapiere, Kap. 2 Öffentlichkeitsbeteiligung, 2.8., Stand März 2002.




	
	§ 24

Gemeinsame Bestimmungen

..........

(3) Die zuständige Behörde hat die auf Grund des Wasserhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes erteilten Zulassungen regelmäßig zu überprüfen und, soweit erforderlich, nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz anzupassen.


	Vorschlag entsprechend LAWA – Musterentwurf 2.a)



	§ 90

Die Gewässerunterhaltung nach § 28 .......  geboten ist.


	Die Gewässerunterhaltung nach § 28 .......  geboten ist.

(1) Die Unterhaltung eines Gewässers umfasst seine auf ein Mindestmaß zu beschränkende und im Einzelfall zu begründende Pflege und eine die Ausprägung naturgemäßer Gewässerfunktionen unterstützende Entwicklung. Sie muss sich an den Bewirtschaftungszielen der §§ 25 a – d WHG ausrichten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht gefährden. Durch begleitendes qualifiziertes Monitoring des Unterhaltungsträgers ist regelmäßig zu prüfen, ob den Belangen des Naturhaushaltes durch ordnungsgemäße Ausprägung der ökologischen Gewässerfunktionen ausreichend Rechnung getragen wird. 

(2) Zur Gewässerunterhaltung gehört:

1. Freihaltung, Reinigung und Räumung sowohl des Gewässerbettes als auch des Gewässerrandstreifens von Unrat, soweit es dem Umfang nach geboten ist,

2. Anpflanzung und Pflege von Gehölzen,

3. Böschungsmahd,

4. Entschlammung und Entkrautung.

Die Abgrenzung zwischen Maßnahmen der Gewässerunterhaltung und des Gewässerausbaus kann im Einzelfall schwierig sein. Im Zweifel sind Wasserbaumaßnahmen als Gewässerausbau nach § 31 WHG zu behandeln.

	Vgl. LAWA – Musterentwurf zu § 28 WHG, „Blaue Richtlinie“ und Runderlass des MELF von 26.11.1984.

Es wird angeregt, zu (2) Nr. 3 und 4 detailliertere Bestimmungen hinsichtlich Art und Weise (Zeitpunkt, Umfang u.a.) in der „Blauen Richtlinie“ zu treffen.

	§ 90a

(1) Gewässerrandstreifen dienen dazu, den Zustand des Gewässers zu erhalten und zu verbessern sowie Einträge aus diffusen Quellen zu vermindern.


	(1) Gewässerrandstreifen dienen dazu, den Zustand des Gewässers zu erhalten und zu verbessern die ökologischen Funktionen des Gewässers zu erhalten und zu verbessern sowie Einträge aus diffusen Quellen zu vermindern.


	Formulierung entsprechend Position I.2. des gemeinsamen Positionspapiers

	§ 90a

(2) Der Gewässerrandstreifen umfasst den an das Gewässer landseits der Uferlinie angrenzenden Bereich und ist im Außenbereich nach § 35 des Baugesetzbuches bei Gewässern erster Ordnung 20 Meter breit, bei Gewässern zweiter Ordnung und im Innenbereich fünf Meter. Bei Gewässern mit  .... ab der Böschungsoberkante.
	(2) Der Gewässerrandstreifen bemisst sich nach dem HQ 10 des potentiell natürlichen Gewässerzustandes, jedenfalls einer Mindestbreite von 10 Metern landseits der Böschungsoberkante beidseits des Gewässers bei Gewässern zweiter Ordnung und 20 Metern bei Gewässern erster Ordnung, wenn das Überschwemmungsgebiet eines 10 – jährlichen Hochwassers diese Mindestbreite unterschreitet. Fehlt eine Böschungsoberkante, tritt an ihre Stelle die Linie des mittleren Hochwassers (MHQ)., den an das Gewässer landseits der Uferlinie angrenzenden Bereich und ist im Außenbereich nach § 35 des Baugesetzbuches bei Gewässern erster Ordnung 20 Meter breit, bei Gewässern zweiter Ordnung und im Innenbereich fünf Meter


	Aus fachlicher Sicht ist die Bemessung des Gewässerrandstreifens gemäß der Position I.2 des gemeinsamen Positionspapiers geboten.



	§ 90a

(3) Im Gewässerrandstreifen ist verboten:

1. die Begründung von Baurechten und die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen,

....

3. das Entfernen von Bäumen und Sträuchern sowie Neuanpflanzungen nicht standortgerechter Pflanzen,

Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus sowie der Unterhaltung der Gewässer, der Gewässerrandstreifen und der Deiche. § 32 Abs. 1 gilt sinngemäß.
	(3) Im Gewässerrandstreifen ist verboten:

1. Begründung von Baurechten und die Neuerrichtung oder und Erweiterung baulicher Anlagen und Änderung der bisherigen Nutzung der baulichen Anlagen,
....

3. das Entfernen von standortheimischen Bäumen und Sträuchern sowie Neuanpflanzungen nicht standortgerechter standortheimischer Pflanzen, sofern nicht aus Gründen des Naturschutzes die Erhaltung eines Wiesentales angestrebt wird.

.......

Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus sowie der Unterhaltung der Gewässer, der Gewässerrandstreifen und der Deiche Satz 1 Nr. 1gilt nicht für Vorhaben, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässig waren. § 32 Abs. 1 gilt sinngemäß.
	Satz 2 ist zu streichen, da Anwendungsbereich der Regelung ansonsten leer läuft.

Satz 2 klarstellend; Bestandsschutz folgt aus Art. 14 GG.

	§ 90a

(4) Die zuständige Behörde kann von einem Verbot nach Absatz 3 eine Befreiung erteilen, wenn

1. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Maßnahme erfordern,

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führt oder

3. eine bauliche Maßnahme, auf die ein Baurecht besteht, verwirklicht werden soll.

Erteilt die Behörde bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Nummern 2 und 3 keine Befreiung, hat der Unterhaltungspflichtige einen angemessenen Ausgleich zu leisten, den die zuständige Behörde auf Antrag festsetzt.
	(4) Die zuständige Behörde kann von einem Verbot nach Absatz 3 im Einzelfall eine Befreiung erteilen, wenn

1. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Maßnahme erfordern,

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen nicht beabsichtigten Härte führt und die Abweichung mit den Belangen des Gewässerschutzes zu vereinbaren ist oder
3. eine bauliche Maßnahme, auf die ein Baurecht besteht, verwirklicht werden soll.

Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen verbunden sowie widerruflich oder befristet erteilt werden. Erteilt die Behörde bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Nummern 2 und 3 keine Befreiung, hat der Unterhaltungspflichtige einen angemessenen Ausgleich zu leisten, den die zuständige Behörde auf Antrag festsetzt. Vor Erteilung der Befreiung sind die gesetzlich anerkannten Naturschutzverbände nach Maßgabe des Landschaftsgesetzes zu beteiligen.


	

	§ 90a

(6) Die Unterhaltung des Gewässerrandstreifens obliegt dem Gewässerunterhaltungspflichtigen. Er hat ..... zu entwickeln, sofern dies mit der Nutzung vereinbar ist. Er hat Nutzungsfreiheit anzustreben.
	(6) Die Unterhaltung des Gewässerrandstreifens obliegt dem Gewässerunterhaltungspflichtigen. Er hat ..... zu entwickeln , sofern dies mit der Nutzung vereinbar ist. Er hat und Nutzungsfreiheit anzustreben. Die zuständige Behörde kann, soweit dies zur Verwirklichung der oben genannten Ziele erforderlich ist, anordnen

1. den Erhalt von oder die Entwicklung zum Auwald,

2. die Anpflanzung standortheimischer Gehölze,

3. den Erhalt einer extensiven Grünlandnutzung und Rückführung von Acker- in extensive Grünlandnutzung.


	Vgl. Position I.2 gemeinsames Positionspapier; LAWA – Musterentwurf Ziff. 2b), dd)

	§ 90b

(1) Die zur Unterhaltung von Fließgewässern zweiter Ordnung Verpflichteten .......
	
	Handelt es sich bei dieser Planung um die Erstellung des Fließgewässerentwick-lungskonzepts, besteht hierfür die Zusage des MUNLV (Hr. Kolf), dass die Naturschutzverbände bei der Aufstellung der Planung beteiligt werden.

	§ 112

(1) Die zuständige Behörde setzt das Überschwemmungsgebiet durch Rechtsverordnung fest. Sie kann in der Verordnung:

.....


	1) Die zuständige Behörde setzt das Überschwemmungsgebiet durch Rechtsverordnung fest. Sie kann in der Verordnung:

.........

(2) Sofern die zuständige Behörde keine Regelungen für ein Überschwemmungsgebiet getroffen hat, sind die Überschwemmungsgebiete für den Abfluss und die Retention von Hochwasser zu erhalten und zu entwickeln. Sie sind von entgegenstehenden Nutzungen, insbesondere von zusätzlicher Bebauung freizuhalten.


	Vorschlag orientiert sich an dem nach WRRL anzustrebenden guten ökologischen Zustand der oberirdischen Gewässer.

Da die Ausweisung von Überschwemmungs-
gebieten durch Rechtsverordnung nur schleppend erfolgt, ist ein unmittelbarer Schutz der Gebiete im LWG geboten.



	
	§ 112 a

Hochwasserwarnflächen

(1) Hochwasserwarnflächen sind Gebiete, die bei Spitzenhochwasserereignissen überflutet werden können. Sie werden anhand von Niederschlagsabflussmodellen und aufgrund des regionalisierten, physikalisch maximierten Gebietsniederschlags ermittelt.

Es ist anzustreben, auf diesen Flächen keine Baurechte zu begründen.

(2) Die Gemeinde soll die Hochwasserwarnflächen in den Bauleitplänen nach §§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und § 5 Abs.2 Nr. 7 Baugesetzbuch festsetzen, damit Vorsorge gegen potentielle Hochwassergefahren getroffen werden kann; die §§ ... des Baugesetzbuches ... sind anzuwenden.


	Das 100 – jährliche Hochwasser als Bemessungsgrundlage für die Überschwemmungs-gebietsverordnungen garantiert keine ausreichende Schadensfreiheit wie die Ereignisse in jüngster Zeit zeigen.

Aus Sicht der Naturschutzverbände ist in diesem Fall ein Eingriff in die kommunale Planungshoheit aus Gründen des Hochwasserschutzes geboten und zulässig.



	§ 113

(1) In Überschwemmungsgebieten sind folgende Maßnahmen verboten:

.........

4. das Umwandeln von Grünland in Ackerland,

5. das Ausweisen von Baugebieten in einem Verfahren nach dem Baugesetzbuch

Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, der Gewässer- oder Deichunterhaltung.....
	(1) In Überschwemmungsgebieten sind folgende Maßnahmen verboten:

.......

4. das Umwandeln von Auwald in eine andere Nutzungsart,

5. das Umwandeln von Grünland in Ackerland,

6. das Ausweisen von Baugebieten in einem Verfahren nach dem Baugesetzbuch sowie die Neuerrichtung und Erweiterung baulicher Anlagen in den Bereichen nach §§ 34 und 35 Baugesetzbuch

Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, der Gewässer- oder Deichunterhaltung.....
	Satz 2 ist zu streichen, da Anwendungsbereich der Regelung ansonsten leer läuft.



	§113

(2) Die zuständige Behörde kann von einem Verbot nach Absatz 1 eine Befreiung erteilen, wenn

1. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Maßnahme erfordern,

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führt oder

3. für die Maßnahme ein Baurecht besteht.

..................
	(2) Die zuständige Behörde kann von einem Verbot nach Absatz 1 im Einzelfall eine Befreiung erteilen, wenn

1. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Maßnahme erfordern,

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen nicht beabsichtigten Härte führt und mit den Belangen des Gewässerschutzes zu vereinbaren ist oder

3. für die Maßnahme ein Baurecht besteht.

Vor Erteilung der Befreiung sind die gesetzlich anerkannten Naturschutzverbände nach Maßgabe des Landschaftsgesetzes zu beteiligen.


	

	§ 113

(3) Die Befreiung wird widerruflich erteilt und kann aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit versehen werden.
	(3) Die Befreiung wird widerruflich oder befristet erteilt und kann aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit mit Nebenbestimmungen verbunden werden.

	Sinngemäße Ergänzung!



	§ 114

(1) Zur Sicherung des schadlosen Hochwasserabflusses ............ Bodenbestandteile entnehmen will.
	(1) Zur Sicherung des schadlosen Hochwasserabflusses ............ Bodenbestandteile entnehmen will.
	Regelung kann entfallen, da § 113 Abs. Nr. 1 und 3 (neu) diesen Sachverhalt regelt.


